
ren, ihren Hungerstreik abzubrechen, von den Dächern herun­
terzukommen. Es ist die Regelung, die mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen möglich ist.

Es steht jedem offen, das muß auch gesagt und immer wieder 
betont werden, sich mit einem Gnadengesuch nach dem 3. an den 
Bundespräsidenten zu wenden bzw. bei Gerichten, die unvorein­
genommen sind, die Überprüfung ihrer Akten zu verlangen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Dann will ich in dem Zusammenhang noch ein­
mal darauf hinweisen, daß das Präsidium der Volkskammer den 
Generalstaatsanwalt beauftragt hat, umgehend eine Überprü­
fung aller vorliegenden Untersuchungshaftfälle zu veranlassen.

Dabei ist zu sichern, daß vor allem in den Verfahren, wo die 
Untersuchungshaft bereits länger als drei Monate dauert, die ge­
setzliche Begründetheit der weiteren Aufrechterhaltung der 
Haftbefehle besonders gründlich geprüft wird. Überall dort, wo 
gesetzliche Voraussetzungen für die Fortdauer der Untersu­
chungshaft nicht mehr vorliegen, ist unverzüglich die Entlas­
sung der Untersuchungshäftlinge zu veranlassen.

In den Fällen, in denen bereits Anklage erhoben wurde, ist die 
Überprüfung durch die zuständigen Gerichte durchzuführen.

Diese Bitte ist an den Generalstaatsanwalt von seiten des Prä- 
idiums heute Nacht übermittelt worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11:

„Antrag des Präsidiums
Aufhebung des Beschlusses der Volkskammer 
zur Ausarbeitung eines Konversionsgesetzes“

Die Punkte 7 und 8 sind noch zurückgestellt. Wir wollten zum 
Punkt 16 erst die Sachen vom Rechtsausschuß haben.

Wer bringt diesen Tagesordnungspunkt ein? -Zu diesem Antrag 
liegt Ihnen die Drucksache Nr. 248 vor. Ausarbeitung eines Konver­
sionsgesetzes, das heißt: Der Beschluß der Volkskammer zur Aus­
arbeitung eines Konversionsgesetzes wird aufgehoben. Wird dazu 
das Wort gewünscht? - Bitte, die Abgeordnete Wollenberger.

(Frau Wollenberger, Bündnis 90/Grüne: Ich möchte zu diesem 
Antrag einen Abänderungsantrag stellen.)

Bitte schön.

Frau Wollenberger (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Thema des 
—Antrages über das Konversionsgesetz ist allen Anwesenden hin­

länglich bekannt, aber es ist jetzt zu einem Thema degradiert 
worden, über das alle reden, für das aber keiner mehr etwas tun 
will.

So appelliert der Herr Eppelmann jüngst an das geeinte 
Deutschland, sich mit dem Konversionsgesetz zu befassen, da 
„extremer Handlungsbedarf bestehe“. Eben diesen Bedarf gibt 
es, und das weiß Herr Eppelmann, wohl nicht erst in einem ver­
einten Deutschland, sondern den gab es seit dem Frühjahr die­
ses Jahres bereits in der nunmehr Ex-DDR, und seit eben diesem 
Zeitpunkt handelte der Minister Eppelmann nicht, sondern zö­
gerte statt dessen, beraten von seinen weitestgehend im Hinter­
grund agierenden Staatssekretären, die Vorlage eines umfassen­
den Konversionsgesetzes hinaus.

Aber es gibt noch weitere tragische Figuren in diesem Konver­
sionsstück. Auf der letzten Volkskammertagung mußte Staats­
sekretär Marczinek auf das Podest, um das völlige Versagen des 
Ministerrates auf diesem Gebiet zu rechtfertigen, obwohl gerade 
er sich stark für das Zustandekommen eines Konversionsgeset­
zes eingesetzt hatte.

Und damit sollen wir uns zufrieden geben? - Wir tun es aber 
nicht, und deshalb eröffnen wir ein weiteres Mal die Diskussion

zu diesem Thema und appellieren an das Verantwortungsbe­
wußtsein unserer Abgeordneten, denn die Probleme von Zehn­
tausenden Berufssoldaten und Zivilbeschäftigten der Streitkräf­
te sowie der etwa hunderttausend Beschäftigten in den Betrie­
ben, die für militärische Zwecke produziert haben, spitzen sich 
zu. Handlungsbedarf und nicht Redebedarf ist gegeben.

Es ist nach Meinung unserer Fraktion die schlechteste Metho­
de, den Waffenbestand unseres Landes, der eingestandenerma­
ßen kaum mehr bewacht werden kann, abzubauen, indem man 
die Waffen in den Nahen Osten schickt, und dann vielleicht eines 
Tages noch die Soldaten hinterher.

Wir gehen davon aus, daß die Konversion ein so komplexes 
und kompliziertes Problem ist, daß es weder durch punktuelle 
Verordnungen noch allein durch marktwirtschaftliche Maßnah­
men zu lösen ist. Die Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne werden sich im Deutschen Bundestag dafür einsetzen, 
daß für die nunmehr auf dem bisherigen Territorium entstehen­
den Länder umgehend gesetzliche Rahmenbedingungen für ei­
ne sozial und ökologisch verträgliche, ökonomisch effektive und 
verifizierbare Konversion des militär- und wehrwirtschaftlichen 
Bereichs geschaffen werden.

Wir sind jedoch der Meinung, daß die Volkskammer ihren Be­
schlüssen treu bleiben sollte und daß die Abgeordneten der 
Volkskammer, da wir sie nun hier nicht mehr in der Weise, wie 
wir es vorgehabt haben, behandeln können, folgende Entschei­
dung treffen mögen:

Antrag: Die Volkskammer möge beschließen, die in den 
Bundestag entsandten 144 Abgeordneten zu beauftragen, 
sich dafür einzusetzen, daß der Deutsche Bundestag umge­
hend für die auf dem bisherigen Territorium der DDR ent­
stehenden Länder gesetzliche Rahmenbedingungen für ei­
ne sozial und ökologisch verträgliche, ökonomisch effektive 
und verifizierbare Konversion des Militär- und Wehrwirt­
schaftsbereichs schafft.

Die Begründung dafür habe ich eben gegeben. Ich bitte Sie, 
diesem Antrag zu folgen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Den bekomme ich schriftlich, ja?

Der Abgeordnete Gysi, dann der Abgeordnete Ulbricht.

Dr. Gysi (PDS):

Ich verstehe den Antrag des Präsidiums auch nicht. Es gab 
einen eindeutigen Beschluß der Volkskammer, der den Minister­
rat verpflichtete. Der Antrag des Präsidiums läuft auf Entla­
stung des Ministerrates hinaus, und ich finde, wenn schon der 
Ministerrat seine Pflicht nicht erfüllt hat, könnte man ihn dafür 
rügen. Aber jetzt noch eine Situation des Rechts zu schaffen, wo­
nach er sagen kann: Na gut, wir haben es zwar nicht gemacht, 
aber die Volkskammer hat ja ihren eigenen Beschluß aufgeho­
ben, und zwar nur deshalb, weil der Ministerrat seine Pflicht 
nicht erfüllt hat - also, ich finde, daß das nicht geht.

Sondern: Wir haben überhaupt keinen Grund, diesen Be­
schluß aufzuheben, sondern wir haben höchstens Grund, die Re­
gierung dafür zu rügen, daß sie einen Parlamentsbeschluß nicht 
erfüllt hat. Aber jetzt noch die Legitimation für die Nichterfül­
lung zu schaffen - das finde ich den Höhepunkt, muß ich sagen.

Und dann kann man zusätzlich noch über die Entschließung 
entscheiden.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Der Abgeordnete Ulbricht.
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